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Demographische und soziale Veränderun-
gen im Aufnahmeland und in der jüdischen 
Zuwanderergruppe selbst trugen zu ihrer In-
tegration bei. Eine Möglichkeit, den Integra-
tionsprozeß nachzuvollziehen, bietet die 
Untersuchung des Verlaufs von Familien-
gründungen in London: Die Zuwanderer ka-
men aus Gesellschaften, in denen die Gebur-
tenrate höher und das Heiratsalter niedriger 
lagen als in England. Zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts heirateten in England und Wales im 
Durchschnitt Männer mit 26,9 und Frauen mit 
24,4 Jahren. Für die jüdische Bevölkerung, 
darunter sowohl Neuzuwanderer als auch be-
reits länger im Land lebende Juden, lagen die 
entsprechenden Werte zur selben Zeit bei 25,1 
und 22,9 Jahren. 1934 aber hatten sich die Wer-
te der Juden angeglichen: Das Heiratsalter lag 
bei Jüdinnen und bei Frauen insgesamt bei 
25,6 Jahren, die Werte von Männern wichen 
nur minimal voneinander ab mit 28 Jahren bei 
der jüdischen und 27,5 Jahren bei der männli-
chen Gesamtbevölkerung.

Auch die sozio-ökonomische Integration 
der jüdischen Zuwanderer und ihrer Familien 
in London läßt sich in groben Zügen nach-
zeichnen. Schon vor 1914 zogen zahlreiche 
Juden vom East End in die westlichen Stadt-
bezirke Soho und Hackney. In der Zwischen-
kriegszeit gewann dieser Prozeß an Dynamik, 
Juden verteilten sich immer weiter über die 
Stadt und wohnten nun auch in den neu 
entstandenen Stadtteilen, die wegen des Aus-
baus des öffentlichen Nahverkehrs immer 
besser erreichbar waren. Zugleich nahm die 
berufliche Diversifizierung der jüdischen Be-
völkerung merklich zu, das galt auch für das 
Londoner East End. Ende der 1920er Jahre wa-
ren nur mehr 29 Prozent der jüdischen Män-
ner, aber noch 50 Prozent der Frauen in Textil-
herstellung und -handel tätig. Auch die Zahl 
der in der Möbelherstellung tätigen Juden 
ging zurück. Statt dessen gewann der Dienst-
leistungssektor an Bedeutung: Immer mehr 
Juden arbeiteten als Büroangestellte, als Ver-
käufer in Ladengeschäften, auf Straßenmärk-
ten oder als reisende Händler. Der Anteil jü-
discher Arbeiter nahm in den folgenden 
Jahrzehnten stetig ab. Beruflicher Aufstieg 
und Integration führten dazu, daß die jüdi-
schen Zuwanderer im Durchschnitt bald ei-
nen höheren beruflich-sozialen Status hatten 
als die übrige Londoner Bevölkerung: Eine 
Umfrage im Londoner Innenstadtbezirk 
Hackney ergab 1971, daß selbst in diesem är-
meren Stadtteil 21 Prozent der erwerbstätigen 
Juden, aber nur 7 Prozent der erwerbstätigen 

männlichen Gesamtbevölkerung selbständig 
waren. → Großbritannien; Polen; Rußland und 
Weißrußland; Aschkenasische Juden in Europa 
seit der Frühen Neuzeit; Jüdische Zuwanderer aus 
dem Ansiedlungsrayon in Odessa sowie in Städten 
Zentralrußlands und Polens im 19. Jh.; Ost-, ost-
mittel- und südosteuropäische Juden in Berlin vom 
späten 19. Jh. bis in die 1930er Jahre; Ost-, ostmit-
tel- und südosteuropäische Juden in Paris seit dem 
späten 19. Jh.; Rußländische Revolutionäre in Eu-
ropa in West- und Mitteleuropa im 19. und frühen 
20. Jh.

Lit.: Eugene C. Black, The Social Politics of An-
glo-Jewry, 1880–1920, Oxford 1988; David Cesarani 
(Hg.), The Making of Modern Anglo-Jewry, Oxford 
1990; David Feldman, Englishmen and Jews: Social 
Relations and Political Culture, 1840–1914, London 
1994; Lloyd P. Gartner, The Jewish Immigrant in 
England, 1870–1914, 3. Aufl. London 2001; Andrew 
Godley, Jewish Immigrant Entrepreneurship in 
New York and London, 1880–1914, Basingstoke 
2001; Barry A. Kosmin, Nuptiality and Fertility Pat-
terns of British Jewry 1850–1980, in: David A. Cole-
man (Hg.), Demography of Immigrant and Minori-
ty Groups in the United Kingdom, London 1982, S. 
245–261; Harold Pollins, Economic History of the 
Jews in England, London 1982.

DAVID FELDMAN

Ost-, ostmittel- und südosteuropäische 
Prostituierte in West-, Mittel-, Nord- und 

Südeuropa seit den 1980er Jahren

Die politischen Veränderungen durch die Öff-
nung des ›Eisernen Vorhangs‹ 1989 bildeten 
die Voraussetzung für den starken Anstieg 
der Zahl von Frauen aus Ost-, Ostmittel- und 
Südosteuropa im west-, mittel-, nord- und süd-
europäischen Sexgewerbe. In den späten 
1970er und frühen 1980er Jahren hatten La-
teinamerikanerinnen unter den zugewander-
ten Prostituierten dominiert. In den 1980er 
Jahren wuchs die Zahl der Afrikanerinnen, 
und ab 1985 kamen vermehrt Frauen aus 
Thailand und den französischen Überseege-
bieten hinzu. Für das Jahr 2000 wird der Anteil 
der zugewanderten Prostituierten auf 70 Pro-
zent aller im Sexgewerbe tätigen Personen in 
West-, Mittel-, Nord- und Südeuropa ge-
schätzt, darunter zu 30-40 Prozent Frauen aus 
Ost-, Ostmittel- und Südosteuropa.

Obwohl es sich um ein verbreitetes Phäno-
men handelt, gibt es nur vereinzelte quantita-
tive und qualitative Informationen über die 
Zuwanderung und Integration ost-, ostmittel- 
und südosteuropäischer Prostituierter. Ihre 
Tätigkeit im Sexgewerbe wird vor allem als 
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ein Problem des illegalen Frauenhandels und 
im Rahmen der Debatte über Aspekte von 
freiwilliger und erzwungener Prostitution un-
tersucht.

Die wirtschaftliche Transformation in Ost-, 
Ostmittel- und Südosteuropa nach 1989 brach-
te eine wachsende Arbeitslosigkeit mit sich. 
Der Abbau von Stellen im Niedriglohnbereich 
in der Leichtindustrie und im Bildungswesen 
betraf vor allem Frauen. Nicht selten mußten 
sie auf informelle Arbeitsmärkte ausweichen 
oder auf der Suche nach alternativen Ver-
dienstmöglichkeiten abwandern. Zugleich 
wuchs in West-, Mittel-, Nord- und Südeuropa 
die Nachfrage nach Frauen im Niedriglohn-
bereich des Dienstleistungssektors einschließ-
lich des Sexgewerbes, verbunden mit einem 
großen West-Ost-Lohngefälle. Das Streben 
nach einer Verbesserung der wirtschaftlichen 
Lage bildete den wesentlichen Hintergrund 
für die Ost-West-Prostitutionsmigration; zu-
dem bot sich dadurch eine Möglichkeit zur 
Flucht aus patriarchalisch geprägten sozialen 
Bindungen sowie die Aussicht auf neue Le-
benschancen.

Durch die EU-Erweiterung sowie insbeson-
dere die Veränderungen der Grenzregime und 
der Zuwanderungspolitik werden aus gegen-
wärtigen Herkunftsländern möglicherweise 
bald Zielländer der Prostitutionsmigration 
werden. Im Rahmen des europäischen Inte-
grationsprozesses fielen die EU-Binnengren-
zen, während sich die Grenzregime nach au-
ßen verschärften. Die EU-Mitglieder mußten 
die Grenz- und Visaregelungen der Schenge-
ner Abkommen anwenden und ihre Zuwan-
derungs- und Asylgesetzgebung gemäß den 
EU-Richtlinien ›harmonisieren‹. Damit ergab 
sich ein System differenzierter Freizügigkeits-
regelungen zwischen den bis April 2004 fünf-
zehn EU-Mitgliedern, den zehn im Mai 2004 
bzw. den zwei im Januar 2007 beigetretenen 
ost-, ostmittel- und südosteuropäischen Staa-
ten und jenen Ländern, die nicht zu den Bei-
trittskandidaten zählen. Dieses System er-
leichtert die Arbeitswanderung von Bürgern 
der EU-15-Staaten, läßt aber Freizügigkeit 
und Niederlassungsfreiheit für Angehörige 
der Beitrittsländer innerhalb der EU-15-Staa-
ten in einer ganzen Reihe von europäischen 
Staaten erst ab 2011 bzw. 2014 zu. Bürger von 
Nicht-EU-Staaten in Ost- und Südosteuropa 
(Balkan- und GUS-Staaten) unterliegen zu-
dem strengen Zuwanderungsrestriktionen.

Die für die Jahre von 2000–2002 verfügba-
ren Daten über die Prostitutionsmigration 
verweisen zunächst auf die geographische 

Nähe als ausschlaggebenden Faktor für die 
Wahl des Ziellandes: Frauen aus der Ukraine, 
aus Moldawien, Rußland und Weißrußland 
arbeiteten im Sexgewerbe benachbarter Län-
der wie Polen, Ungarn, Rumänien und Bulga-
rien. Rumänische und bulgarische Prostituier-
te wiederum arbeiteten für kürzere Zeiträume 
(1–3 Monate) in Polen und Ungarn. Ein ähnli-
ches Muster zeigt sich im Blick auf die an Ost-, 
Ostmittel- und Südosteuropa grenzenden 
Länder West-, Mittel-, Nord- und Südeuropas. 
In den skandinavischen Ländern dominierten 
Frauen aus den baltischen Staaten und aus 
Rußland unter den zugewanderten Prostitu-
ierten. In Deutschland und Österreich kamen 
die meisten im Sexgewerbe tätigen Frauen aus 
Ostmitteleuropa bzw. den Balkanstaaten.

Neben der geographischen Nähe spielten 
2000–2002 aber auch bereits bestehende Her-
kunftsgemeinschaften und die Intensität der 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen Herkunfts- 
und Zielland eine entscheidende Rolle. So 
stammten zum Beispiel die Prostituierten in 
Italien zum größten Teil aus Bulgarien, Rumä-
nien, Moldawien und der Ukraine, in Griechen-
land hingegen hauptsächlich aus Rußland, der 
Ukraine, Albanien und Bulgarien. In Spanien 
lebten mehr Prostituierte lateinamerikanischer 
als ost-, ostmittel- und südosteuropäischer Her-
kunft, wohingegen an der portugiesischen Al-
garve eine große Zahl von Sexarbeiterinnen aus 
Moldawien, der Ukraine und Rußland tätig 
war. Die informellen Rekrutierungsmuster 
führten hier dazu, daß männliche Familienmit-
glieder in den Bausektor, weibliche in das Sex-
gewerbe geschleust wurden.

Im Gegensatz zu den kurz nach 1989 – als 
die Zuwanderungsgesetze der EG-Mitglied-
staaten noch weniger restriktiv waren – einge-
troffenen Frauen verfügten die Migrantinnen 
seit den späten 1990er Jahren nur selten über 
hinreichende Ressourcen, um Visum, Reise 
und Unterbringung zu organisieren und zu 
finanzieren sowie um selbständig arbeiten zu 
können. Die meisten Frauen waren auf die 
Dienste von Einzelpersonen oder Agenturen 
angewiesen, die ihnen die zur Einreise nöti-
gen Papiere besorgen und einen Arbeitsplatz 
vermitteln konnten. Bei diesen Arrangements 
wurden von den Schleusern sehr häufig die 
Art der zu leistenden Tätigkeit sowie die zu 
erwartenden Arbeits- und Lebensbedingun-
gen verschleiert. Die Frauen verschuldeten 
sich oft gegenüber den Schleusern und/oder 
den Inhabern der Klubs, in denen sie arbeite-
ten. Etliche Frauen prostituierten sich unter 
extremer Überwachung und Ausbeutung.
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Die Anfang und Mitte der 1990er Jahre zu-
gewanderten Frauen waren gewöhnlich 20–30 
Jahre alt und zuvor als Fabrikarbeiterinnen, 
Lehrerinnen, Krankenschwestern, Sekretärin-
nen, Studentinnen, Kellnerinnen, als Selbstän-
dige oder aber auch schon als Prostituierte 
tätig gewesen. Sie verfügten über einen relativ 
hohen Bildungsgrad und zumeist über eine 
abgeschlossene Berufsausbildung oder hatten 
ein Universitätsstudium begonnen. In den 
späten 1990er Jahren wandelte sich das Bild: 
Es kamen immer jüngere Frauen mit niedrige-
rem Bildungsstand und ohne jegliche oder mit 
nur geringer Berufserfahrung.

Nicht selten kombinierten Frauen die Pro-
stitution mit anderen Tätigkeiten, wie etwa 
dem Kleinhandel, den sie im Rahmen ihrer 
Pendelmigration zwischen Herkunfts- und 
Zielland organisierten. Als temporäre Alter-
native zur Prostitution übernahmen sie kurz-
fristig auch landwirtschaftliche oder andere 
saisonale Tätigkeiten. Einige Quellen weisen 
darauf hin, daß die Dauer der Tätigkeit als 
Prostituierte je nach Art der Arbeit sowie nach 
den Regelungen des Aufenthalts- und Ar-
beitsrechts variierte. Beispielsweise arbeiteten 
zu Beginn des 21. Jahrhunderts Frauen aus der 
Ukraine in der italienischen Straßenprostitu-
tion üblicherweise auf Dreimonatsbasis, wäh-
rend Moldawierinnen in den Nachtclubs von 
Nordzypern Verträge für 6 Monate hatten.

Allen im europäischen Sexgewerbe tätigen 
Migrantinnen waren ein hohes Maß an Mobi-
lität und ein häufiger Wechsel des Arbeitsplat-
zes gemein, bedingt durch eine restriktive 
Zuwanderungspolitik sowie das Gewinnstre-
ben und die Kontrolle Dritter. Auch die geo-
graphische Herkunft der Migrantinnen wan-
delte sich. Albanierinnen arbeiteten bis Mitte 
der 1990er Jahre nur in Italien und Griechen-
land, waren jedoch zu Beginn des 21. Jahrhun-
derts auch in der Sexindustrie Belgiens, Frank-
reichs und Deutschlands tätig. Die hohe 
Mobilitätsrate in diesem Sektor zu Beginn des 
21. Jahrhunderts erinnert an die Situation im 
Europa des 19. Jahrhunderts, als Prostituierte 
im allgemeinen nur für kurze Zeit am selben 
Ort blieben und ständig zwischen den größe-
ren Städten der Niederlande, Deutschlands, 
Frankreichs und Belgiens hin- und herreisten. 
Die hohe Fluktuation im Sexgewerbe damals 
wie heute wird gesteuert durch die Kunden-
nachfrage nach immer ›neuen‹ Frauen, ist aber 
auch Ergebnis der Bemühungen der Frauen, 
Aufenthaltsbeschränkungen zu umgehen und 
einer Stigmatisierung auszuweichen.

In den meisten EU-Ländern ist Sexarbeit 
arbeitsrechtlich nicht abgesichert, und in den 
Ländern, in denen das doch der Fall ist – wie 
in Deutschland und den Niederlanden – gel-
ten für EU-Bürger andere Bestimmungen als 
für Drittstaatsangehörige. Anstatt bessere Be-
dingungen für alle Sexarbeiterinnen zu schaf-
fen, vergrößerte sich durch die Legalisierung 
der Prostitution die Kluft zwischen Prostitu-
ierten aus EU- und Nicht-EU-Ländern. Auf-
grund restriktiver Aufenthalts- und Arbeitsbe-
stimmungen sowie häufiger Kontrollen durch 
die Polizei tauchten viele illegal im Land le-
bende Prostituierte in den Untergrund ab – mit 
weitreichenden Folgen für die Betroffenen: 
verstärkte Abhängigkeit von Dritten, die Ar-
beit und Unterkunft organisieren, erhöhte Ver-
wundbarkeit, ausgeprägt hohe Mobilität und 
damit einhergehende soziale Isolation.

Prostituierte aus den 2004 und 2007 aufge-
nommenen zwölf neuen EU-Mitgliedstaaten 
befinden sich rechtlich in einer besseren Posi-
tion als Drittstaatsangehörige, da ihnen 
gemäß EU-Abkommen ein dreimonatiges 
visumfreies Aufenthaltsrecht sowie die Er-
laubnis zu selbständiger Erwerbstätigkeit zu-
stehen. In der Folge verzeichneten manche 
Länder hohe Zuzugszahlen von Prostituierten 
aus Ost-, Ostmittel- und Südosteuropa, bei-
spielsweise die Niederlande, die auch deshalb 
ein attraktives Ziel waren, weil es hier eine 
schlagkräftige Interessenvertretung der Pro-
stituierten gab: Interessenverbände der Ver-
mieter von Wohnungen für Prostituierte un-
terstützten zum Beispiel die Frauen bei der 
Regularisierung ihres Aufenthaltes.

Eine praktische Durchsetzung von EU-Auf-
enthaltsrecht auf nationaler Ebene stellte sich 
aber immer wieder als schwierig heraus. Im 
Fall von sechs tschechischen und polnischen 
Fensterprostituierten in Amsterdam (›Fall 
Jany‹), die nach EU-Recht durch die Assozia-
tion ihrer Herkunftsländer mit den EU-Staa-
ten schon 1999 als Selbständige in den Nieder-
landen hätten arbeiten dürfen, verweigerte 
das niederländische Justizministerium die 
Aufenthaltsgenehmigung. In der Verhand-
lung des Falls vor dem Europäischen Ge-
richtshof argumentierten die Niederlande, bei 
den Frauen habe nicht von einer selbständi-
gen Tätigkeit ausgegangen werden können, 
weil unklar gewesen sei, ob sie überhaupt frei-
willig in den Niederlanden arbeiteten. Der 
Gerichtshof erklärte die Entscheidung für 
rechtswidrig.

Die Auffassung, daß die im Sexgewerbe 
tätigen Migrantinnen eher als Opfer denn als 
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Erwerbstätige zu sehen seien, beruht auf der 
seit den 1990er Jahren in Europa und in den 
Vereinigten Staaten vorherrschenden ›Traffi-
cking‹-Rhetorik. Ausgegangen wird von einer 
schlichten Unterscheidung von Opfern und 
Kriminellen, die mafiaähnlich organisiert 
seien und verantwortlich zeichneten für 
die Unterdrückung und Verschuldung der 
›Zwangsprostituierten‹. Über die These, daß 
kriminelle Organisationen und Menschen-
händler maßgeblich verantwortlich für die 
Zunahme der Prostitutionswanderung seien, 
herrscht in der Wissenschaft Uneinigkeit.

Der ›Trafficking‹-Diskurs regte Maßnah-
men zur Bekämpfung organisierter Krimina-
lität an und rief zur Hilfe für Opfer des 
Menschenhandels auf. In dieser Hinsicht ver-
folgten beispielsweise die Niederlande und 
Italien ganz gegensätzliche Strategien: Wäh-
rend die niederländische Politik auf Verfol-
gung der Straftäter, auf Verhinderung illegaler 
Zuwanderung und auf Rückführung der 
Frauen in ihr Heimatland ausgerichtet war, 
entwickelte der italienische Staat Modelle zur 
sozialen Reintegration von Menschenhan-
delsopfern. Das italienische Zuwanderungs-
gesetz von 1998 gewährte Betroffenen eine 
verlängerbare Aufenthaltsgenehmigung für 6 
Monate und eine Arbeitserlaubnis unter der 
Bedingung, daß sie die Prostitution aufgaben 
und an einem Programm zur sozialen Reinte-
gration teilnahmen. Dem italienischen Inte-
grationsmodell haftete jedoch ein wesentliches 
Manko an: Es verstand Prostituierte ausschließ-
lich als Opfer, so daß die Frauen als handelnde 
Subjekte aus dem Blick gerieten. Es legte zu-
dem normativ fest, wie eine Opferrolle auszu-
sehen habe (die gekennzeichnet sei zum Bei-
spiel durch Zwangsmigration, Nötigung zur 
Prostitution und wirtschaftliche Ausbeutung). 
Frauen, die dem Muster nicht genau entspra-
chen, wurden der rechtliche Schutz und die 
soziale Förderung vorenthalten.

Aufgrund der Stigmatisierung ihrer Tätig-
keit sehen sich Prostituierte bis heute häufig 
Belästigungen seitens der Polizei, der Kunden 
und einheimischer Männer ausgesetzt. Der in 
Großbritannien, der Türkei, Israel und den 
Vereinigten Staaten vorherrschende ›Nata-
scha-Diskurs‹ stempelt alle Migrantinnen aus 
Ländern der ehemaligen Sowjetunion pau-
schal als Prostituierte ab. Sich selbst als Opfer 
von Täuschung oder Armut von den ›echten‹ 
Prostituierten abzugrenzen, ist für manche im 
Sexgewerbe tätigen Frauen aus Ost-, Ostmit-
tel- und Südosteuropa ein Weg, sich des ›Hu-
ren‹-Stigmas zu entledigen und soziale Ak-

zeptanz zu erreichen. Im Rahmen ihres 
Strebens nach sozialer Integration und recht-
licher Gleichstellung halten die Frauen oft ihre 
Tätigkeit vor ihren Familien im Herkunfts-
land geheim und gehen im Zuwanderungs-
land eine Beziehung oder eine Ehe mit einem 
Einheimischen ein.

Die begrenzte Aufenthaltsdauer, ihre Stig-
matisierung und die Diskriminierung durch 
andere europäische Prostituierte verhindert 
zu Beginn des 21. Jahrhunderts die aktive Ar-
beit der Migrantinnen in bereits existierenden 
europäischen Interessenvertretungen zum 
Schutz der Rechte von Sexarbeiterinnen. Eine 
politische Selbstorganisation der im Sexge-
werbe tätigen ost-, ostmittel- und südosteuro-
päischen Frauen steht ebenfalls noch aus. → 
Baltikum; Belgien und Luxemburg; Deutschland; 
Frankreich; Großbritannien; Italien; Niederlande; 
Nordeuropa; Österreich; Polen; Rußland und 
Weißrußland; Spanien und Portugal; Südosteuro-
pa; Tschechien und Slowakei; Ukraine; Lateiname-
rikanische Prostituierte in den Niederlanden seit 
den 1970er Jahren.
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Pakistaner in Großbritannien 
seit den 1950er Jahren

Zuwanderung und Integration der Pakistaner 
in Großbritannien lassen sich in drei Phasen 
einteilen, die sich zum Teil überschneiden: die 
Zuwanderung männlicher Arbeitskräfte in 
den 1950er und 1960er Jahren; die Familien-
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